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§364
Auslagenpflicht des Verurteilten

(1) Die Auslagen des Verfahrens hat der Angeklagte 
Insoweit zu tragen, als das Verfahren zu seiner Ver­
urteilung geführt hat oder nach den Bestimmungen-des 
Strafgesetzbuches von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit abgesehen wurde. Das gleiche gilt, 
soweit gerichtliche Entscheidungen zur Verwirklichung 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
auf Grund einer mündlichen Verhandlung zuungunsten 
des Verurteilten getroffen wurden.

(2) Im Verfahren gegen Jugendliche kann davon ab­
gesehen werden, dem Angeklagten die Auslagen des 
Verfahrens aufzueriegen.

(3) Die Auslagen können in Verfahren gegen Jugend­
liche auch den Eltern oder sonstigen Erziehungsberech­
tigten auferlegt werden. Gegen diese Entscheidung ist 
die Beschwerde zulässig.

(4) Ist der Verurteilte nicht Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik und hat er keinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort in der Deutschen 
Demokratischen Republik, können ihm auch die weite­
ren durch die Strafverfolgung einschließlich des Voll­
zuges der Untersuchungshaft und die Verwirklichung 
der erkannten Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit entstandenen Auslagen auferlegt werden.

(5) Stirbt ein Verurteilter vor Eintritt der Rechts­
kraft des Urteils, haftet sein Nachlaß nicht für die Aus­
lagen.

§ 365 
Mitangeklagte

Mitangeklagte, gegen die wegen derselben Tat auf 
Strafe erkannt oder nach den Bestimmungen des Straf­
gesetzbuches von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit abgesehen wird, haften für die Aus­
lagen des Verfahrens als Gesamtschuldner.

§366

Auslagen bei Freispruch

(1) Einem Freigesprochenen sind nur solche Auslagen 
aufzuerlegen, die er durch ein schuldhaftes Versäum­
nis verursacht hat.

(2) Die dem Freigesprochenen erwachsenen notwen­
digen Auslagen einschließlich der Verteidigerkosten 
sind dem Staatshaushalt aufzuerlegen, es sei denn, der 
Betroffene hat durch sein Verhalten vorsätzlich Anlaß 
zur Durchführung des Strafverfahrens gegeben.

§ 367

Auslagen bei erfolglosem Rechtsmittel

Bei Zurücknahme oder Erfolglosigkeit des eingeleg­
ten Rechtsmittels treffen die im Rechtsmittelverfahren 
entstandenen Auslagen den, der es eingelegt hat. War 
das Rechtsmittel von derb Staatsanwalt eingelegt, kön­
nen die dem Beschuldigten entstandenen notwendigen 
Auslagen dem Staatshaushalt auferlegt werden. Hat 
das Rechtsmittel teilweisen Erfolg, kann das Gericht 
die entstandenen Auslagen angemessen verteilen.

§ 368
Auslagenpflicht des Flüchtigen

Wird nach einem Urteil gegen einen Flüchtigen die 
Hauptverhandlung erneut durchgeführt, können ihm 
die Auslagen der früheren Hauptverhandlung in dem 
neuen Urteil auch dann auferlegt werden, wenn er frei­
gesprochen wird.

Z e h n t e s  K a p i t e l

Entschädigung für Untersuchungshaft und 
Strafen mit Freiheitsentzug

Voraussetzungen

§ 369
(1) Wird ein Angeklagter im Strafverfahren gemäß 

§ 244 freigesprochen oder wird ein eingeleitetes Ermitt­
lungsverfahren durch das Untersuchungsorgan gemäß 
§ 141 Absatz 1 Ziffern 1 und 2 oder durch den Staats­
anwalt gemäß § 148 Absatz 1 Ziffer 1 eingestellt oder 
wird die Eröffnung des Hauptverfahrens gemäß § 192 
rechtskräftig abgelehnt, weil kein hinreichender Tat­
verdacht besteht, steht dem Beschuldigten oder dem 
Angeklagten ein Anspruch auf Entschädigung durch den 
Staat für den durch die Untersuchungshaft entstande­
nen Vermögensschaden zu.

(2) Das gleiche gilt im Wiederaufnahme- und Kassa­
tionsverfahren, wenn der Angeklagte aus den im Ab­
satz 1 genannten Gründen freigesprochen wird und die 
im ersten Verfahren gegen ihn verhängte Freiheits­
strafe bereits ganz oder teilweise verbüßt hat.

§370
Wer kraft Gesetzes unterhaltsberechtigt ist, hat einen 

Anspruch auf Entschädigung, soweit infolge der Unter­
suchungshaft oder des Freiheitsentzuges des Unter­
haltsverpflichteten kein Unterhalt gezahlt worden ist. 
Insoweit entfällt der Entschädigungsanspruch des Un­
terhaltsverpflichteten.

§371
(1) Hat der Rat der Stadt, des Stadtbezirkes oder der 

Gemeinde dem Unterhaltsberechtigten während der In­
haftierung des Unterhaltsverpflichteten eine Unter­
stützung gewährt, steht dem Unterhaltsverpflichteten 
insoweit keine Entschädigung zu.

(2) Ein Entschädigungsanspruch gemäß § 370 kann 
von dem Unterhaltsberechtigten dem Staat gegenüber 
nicht geltend gemacht werden, insoweit er während der 
Inhaftierung des Unterhaltsverpflichteten vom Rat der 
Stadt, des Stadtbezirkes oder der Gemeinde eine Unter­
stützung erhalten hat.

§ 372
(1) Der Anspruch kann ausgeschlossen werden,

1. bei einer Einstellung wegen Zurechnungsunfähig­
keit des Beschuldigten oder des Angeklagten oder 
bei einem jugendlichen Beschuldigten oder Ange­
klagten beim Fehlen der persönlichen Vorausset­
zungen für die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
gemäß § 66 des Strafgesetzbuches,


